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Nach dem Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der Länder gilt für die 
Bestimmung der Zuständigkeit für die Erteilung verbindlicher Auskünfte nach § 89 Abs. 2 
Satz 2 und 3 AO Folgendes: 
 
1. Allgemeines 
 
1.1 Nach § 89 Abs. 2 Satz 2 AO ist das Finanzamt für die Erteilung einer verbindlichen 

Auskunft zuständig, das bei Verwirklichung des dem Antrag zugrunde liegenden Sach-
verhalts für die Besteuerung örtlich zuständig sein würde. Abweichend hiervon ist al-
lerdings bei Antragstellern, für die im Zeitpunkt der Antragstellung nach §§ 18 bis 21 
AO kein Finanzamt zuständig ist, auf dem Gebiet der Steuern, die von den Landes-
finanzbehörden im Auftrag des Bundes verwaltet werden, nach § 89 Abs. 2 Satz 3 AO 
das Bundeszentralamt für Steuern für die Auskunftserteilung zuständig.  
 

1.2 Eine vom Bundeszentralamt für Steuern nach § 89 Abs. 2 Satz 3 AO erteilte verbindli-
che Auskunft bindet auch das Finanzamt, das bei Verwirklichung des der Auskunft 
zugrunde liegenden Sachverhalts zuständig ist.  
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2.  Zuständigkeit des Bundeszentralamts für Steuern nach § 89 Abs. 2 Satz 3 AO  
 
2.1  Die Sonderregelung des § 89 Abs. 2 Satz 3 AO geht der allgemeinen Regelung in § 89 

Abs. 2 Satz 2 AO vor. Sie gilt allerdings nur für Steuern, die von den Landesfinanzbe-
hörden im Auftrag des Bundes verwaltet werden. Für andere von den Finanzämtern 
verwaltete Steuern sowie für die Gewerbesteuermessbetragsfestsetzung kann das 
Bundeszentralamt für Steuern auch dann keine verbindliche Auskunft erteilen, wenn im 
Zeitpunkt der Antragstellung nach §§ 18 bis 21 AO kein Finanzamt für die Besteuerung 
des Antragstellers zuständig ist. 

 
2.2 § 89 Abs. 2 Satz 3 AO stellt auf die aktuellen Verhältnisse des Antragstellers im Zeit-

punkt der Antragstellung ab, während § 89 Abs. 2 Satz 2 AO auf künftige (geplante) 
Verhältnisse des Steuerpflichtigen (d.h. der Person, deren künftige Besteuerung Ge-
genstand der verbindlichen Auskunft ist) abstellt.  

 
2.3 Antragsteller im Sinne des § 89 Abs. 2 Satz 3 AO (und zugleich Gebührenschuldner im 

Sinne des § 89 Abs. 3 bis 5 AO) ist derjenige, in dessen Namen der Antrag gestellt 
wird. Antragsteller und Steuerpflichtiger müssen nicht identisch sein. 

 
2.3.1 Antragsteller und Steuerpflichtiger sind in der Regel identisch, wenn der Steuerpflich-

tige, dessen künftige Besteuerung Gegenstand der verbindlichen Auskunft sein soll, bei 
Antragstellung bereits existiert. Eine dritte Person hat in diesen Fällen im Regelfall kein 
eigenes berechtigtes Interesse an einer Auskunftserteilung hinsichtlich der Besteuerung 
eines anderen, bereits existierenden Steuerpflichtigen. 

 
2.3.2 Existiert der Steuerpflichtige bei Antragstellung noch nicht, kann bei berechtigtem Inte-

resse auch ein Dritter Antragsteller sein. Berechtigte/r Antragsteller einer verbindlichen 
Auskunft über die künftige Besteuerung einer noch nicht existierenden Kapitalgesell-
schaft kann die Person / können die Personen gemeinsam sein, die diese Kapitalgesell-
schaft gründen und dann (gemeinsam) zu mindestens 50 % an der Gesellschaft beteiligt 
sein will / wollen. Entsprechendes gilt für Auskunftsanträge einer Vorgründungsgesell-
schaft. Die einem Dritten wegen seines berechtigten Interesses erteilte verbindliche 
Auskunft entfaltet gegenüber dem künftigen Steuerpflichtigen auch dann Bindungs-
wirkung, wenn die tatsächlichen Beteiligungsverhältnisse bei Verwirklichung des 
Sachverhalts von den bei Antragstellung geplanten Beteiligungsverhältnissen ab-
weichen, soweit die Beteiligungsverhältnisse für die steuerrechtliche Beurteilung ohne 
Bedeutung sind. 
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2.4 § 89 Abs. 2 Satz 3 AO ist für jede Steuerart gesondert anzuwenden. Bei einem An-
tragsteller, für den im Zeitpunkt der Antragstellung ein Finanzamt für eine von den 
Landesfinanzbehörden im Auftrag des Bundes verwaltete Steuer zuständig ist, ist das 
Bundeszentralamt für Steuern für die Auskunftserteilung nur hinsichtlich solcher von 
den Landesfinanzbehörden im Auftrag des Bundes verwalteten Steuern zuständig, für 
die im Zeitpunkt der Antragstellung noch kein Finanzamt zuständig ist. 
 

2.5 Beispiel: 
 
Die im Ausland ansässige natürliche Person A unterliegt im Zeitpunkt der Antragstel-
lung im Inland nur der Umsatzsteuer. Für die Umsatzbesteuerung des A ist in diesem 
Zeitpunkt nach § 21 Abs. 1 Satz 2 AO i.V.m. der UStZustV das Finanzamt U zuständig. 
A beantragt eine verbindliche Auskunft nach § 89 Abs. 2 Satz 1 AO über Einkommen- 
und Umsatzsteuer. 
 

  Für die verbindliche Auskunft über Einkommensteuer ist nach § 89 Abs. 2 Satz 3 
AO das Bundeszentralamt für Steuern zuständig.  

 
  Für die verbindliche Auskunft über Umsatzsteuer ist nach § 89 Abs. 2 Satz 2 AO 

das Finanzamt zuständig, das bei Verwirklichung des vorgetragenen Sachverhalts 
nach § 21 AO (ggf. i.V.m. der UStZustV) für die Umsatzbesteuerung des A ört-
lich zuständig sein würde.  

 
2.6 Bei Anwendung des § 89 Abs. 2 Satz 3 AO kommt es nicht darauf an, ob der Antrag-

steller im Inland bereits bei einem Finanzamt geführt wird. Entscheidend ist, ob nach 
den Verhältnissen zum Zeitpunkt der Antragstellung ein Finanzamt örtlich zuständig ist, 
d.h. ob vom Antragsteller bereits steuerrelevante Sachverhalte im Inland verwirklicht 
wurden. Unerheblich ist, ob das örtlich zuständige Finanzamt hiervon bereits Kenntnis 
hat bzw. ob es bereits ein Besteuerungsverfahren durchgeführt hat. 

 
2.7 Das Bundeszentralamt für Steuern kann unter den Voraussetzungen des § 89 Abs. 2 

Satz 3 AO auch dann eine verbindliche Auskunft erteilen, wenn der Ort, an dem der 
vorgetragene Sachverhalt im Inland verwirklicht werden soll, noch nicht feststeht. 
 

2.8 Betrifft eine verbindliche Auskunft mehrere Steuerarten und sind hierfür zum Teil das 
Bundeszentralamt für Steuern und im Übrigen ein oder mehrere Finanzämter zuständig, 
sollen sich die beteiligten Finanzbehörden untereinander abstimmen, um widersprüch-
liche verbindliche Auskünfte zu vermeiden. 
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3. Zuständigkeit eines Finanzamts nach § 89 Abs. 2 Satz 2 AO 
 
3.1 Die Zuständigkeitsregelung des § 89 Abs. 2 Satz 2 AO gilt bei den von den Landes-

finanzbehörden im Auftrag des Bundes verwalteten Steuern nur, soweit nicht das 
Bundeszentralamt für Steuern nach § 89 Abs. 2 Satz 3 AO zuständig ist (vgl. Nr. 2). Für 
andere von den Finanzämtern verwaltete Steuern sowie für die Gewerbesteuermessbe-
tragsfestsetzung richtet sich die Zuständigkeit für die Erteilung einer verbindlichen 
Auskunft immer nach § 89 Abs. 2 Satz 2 AO. 
 

3.2 Die Zuständigkeit nach § 89 Abs. 2 Satz 2 AO knüpft an die künftigen steuerlichen Ver-
hältnisse des Steuerpflichtigen bei Verwirklichung des Sachverhaltes an. Das hiernach 
für die Auskunftserteilung zuständige Finanzamt muss nicht mit dem Finanzamt iden-
tisch sein, das zum Zeitpunkt der Antragstellung für die Besteuerung des Steuerpflichti-
gen zuständig ist. Wird eine verbindliche Auskunft berechtigterweise durch einen Drit-
ten beantragt (vgl. Nr. 2.3.2), ist ebenso unerheblich, welches Finanzamt für seine Be-
steuerung zuständig ist. 

 
3.3 Betrifft eine verbindliche Auskunft mehrere Steuerarten und sind hierfür jeweils unter-

schiedliche Finanzämter nach § 89 Abs. 2 Satz 2 AO zuständig, soll eine Zuständig-
keitsvereinbarung nach § 27 AO herbeigeführt werden, wenn die unterschiedliche Zu-
ständigkeit weder für den Steuerpflichtigen noch für die Finanzbehörden zweckmäßig 
ist. Eine derartige Zuständigkeitsvereinbarung kann auch schon vor Verwirklichung des 
geplanten Sachverhaltes getroffen werden. 

 
3.4 Sofern keine Zuständigkeitsvereinbarung nach Nummer 3.3 herbeigeführt werden kann, 

sollen sich die beteiligten Finanzämter untereinander abstimmen, um widersprüchliche 
verbindliche Auskünfte zu vermeiden. Vgl. auch Nr. 2.8. 

 
Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht.  
 
Im Auftrag 
Himsel 
 
 
 


